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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 

Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag 

zu übernehmen: 

1. bekräftigt die große Bedeutung eines reibungslos funktionierenden, für den Wettbewerb 

gerüsteten und integrierten Binnenmarkts für die Erholung der europäischen Wirtschaft 

nach der Finanzkrise; unterstützt die Aufnahme länderspezifischer Empfehlungen, die 

über die fiskalischen und makroökonomischen Zielvorgaben hinausgehen und die einen 

ausgewogeneren Maßnahmenmix ermöglichen, dem das Potenzial für ein nachhaltiges 

Wachstum innewohnt, mit dem die Stabilität erhöht, Wirtschaftswachstum, Umweltschutz 

und Beschäftigung gefördert und die Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden können, ohne 

die eine ausgewogene Erholung unmöglich ist; begrüßt diese Neupositionierung und die 

gestraffte Struktur der länderspezifischen Empfehlungen; betont, dass die Fragmentierung 

des Binnenmarkts eines der größten Hemmnisse für ein höheres strukturelles 

Wirtschaftswachstum ist; fordert, dass die Bemühungen um die Bekämpfung von 

Steuerhinterziehung und Steuerflucht verstärkt werden; 

2. begrüßt die große Zahl der länderspezifischen Empfehlungen, die einen reibungslos 

funktionierenden und integrierten Binnenmarkt fördern und unter anderem Finanzierungs- 

und Investitionsmöglichkeiten umfassen, mit denen Unternehmen und insbesondere KMU 

unterstützt werden und ein Beitrag zur Schaffung von Arbeitsplätzen, zum E-Government, 

zum öffentlichen Beschaffungswesen und zur gegenseitigen Anerkennung – unter 

anderem von Qualifikationen – geleistet wird; betont, dass nur dann Auswirkungen in den 

genannten Politikbereichen wahrnehmbar sein werden, wenn die Empfehlungen auch 

umgesetzt werden; hält es in diesem Zusammenhang für unabdingbar, dass die 

Kommission bei den länderspezifischen Empfehlungen vorrangig auf die Einführung von 

auf lange Sicht ausgelegten Reformen achtet, die insbesondere im Bereich der sozialen 

Investitionen, der Beschäftigung und der Ausbildung spürbare Ergebnisse zeitigen; 

3. stellt fest, dass der Binnenmarkt ein Eckpfeiler der Wirtschaft der EU ist, und betont, dass 

ein inklusiver Binnenmarkt mit einer verbesserten Steuerung, die eine bessere 

Regulierung und den Wettbewerb begünstigt, ein wichtiges Instrument ist, um das 

Wachstum, den Zusammenhalt, die Beschäftigung und die Wettbewerbsfähigkeit zu 

verbessern und das Vertrauen der Wirtschaft und der Verbraucher zu wahren; fordert die 

Kommission deshalb auf, die Fortschritte der Mitgliedstaaten zu überwachen, und 

bekräftigt die große Bedeutung der formellen Aufnahme der Binnenmarktsäule in das 

Europäische Semester, damit die Binnenmarktindikatoren kontinuierlich überwacht 

werden können, was die systematische Weiterverfolgung und Bewertung der Fortschritte 

der Mitgliedstaaten bei den länderspezifischen Empfehlungen ermöglicht; 

4. stellt fest, dass die Mitgliedstaaten einen wesentlichen Beitrag zur 

verantwortungsbewussten Steuerung und zum reibungslosen Funktionieren des 

Binnenmarkts leisten und dass sie deshalb gemeinsam proaktiv Verantwortung 

übernehmen und den Binnenmarkt lenken müssen, sodass sie mit konsolidierten Berichten 

über den Zustand des Binnenmarkts und durch die formelle Einbeziehung des 

Binnenmarkts als Eckpfeiler für die Steuerung im Europäischen Semester eine neue 

politische Dynamik entfalten; 
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5. weist auf die neue Struktur der länderspezifischen Empfehlungen für 2016 hin, mit der die 

wichtigsten ermittelten Herausforderungen gezielter angegangen werden können; betont 

jedoch, dass der Fortschritt der Mitgliedstaaten bei allen anderen länderspezifischen 

Empfehlungen nicht übersehen werden sollte und dass bestehende Probleme bei der 

Umsetzung sorgfältig analysiert werden sollten; 

6. hält es für geboten, dass für Kohärenz zwischen den laufenden und künftigen 

Binnenmarktinitiativen der Kommission und dem Prozess des Europäischen Semesters 

gesorgt wird, wobei besonderes Augenmerk auf die Initiativen im Bereich der Strategien 

des Binnenmarkts, des digitalen Binnenmarkts, des Energiebinnenmarkts, der 

Kapitalmarktunion und von Europa 2020 zu richten ist; fordert die Mitgliedstaaten auf, bei 

der Umsetzung der Strategien des digitalen und des allgemeinen Binnenmarkts umfassend 

zusammenzuarbeiten und den weiteren Ausbau der Share Economy zu fördern; 

7. fordert die Kommission auf, bei der Ausarbeitung der länderspezifischen Empfehlungen 

künftigen politischen Strategien beispielsweise im Zusammenhang mit der 

Kapitalmarktunion und dem digitalen Binnenmarkt Rechnung zu tragen und auf die 

konkrete Situation der einzelnen Länder einzugehen, damit die Mitgliedstaaten schon im 

Vorfeld entsprechend gerüstet sind und die jeweiligen Strategien dann auch reibungslos 

umsetzen können; 

8. hebt hervor, dass es eines inklusiven und transparenten Prozesses bedarf, der die 

einschlägigen und erforderlichen Reformen im Rahmen des Europäischen Semesters nach 

sich zieht; betont die große Bedeutung eines dauerhaften Dialogs mit allen einschlägigen 

Interessenträgern, damit das Verfahren des Semesters gestärkt wird; 

9. fordert die Mitgliedstaaten auf, alles Erdenkliche zu unternehmen, um durch die weitere 

Verringerung des Verwaltungsaufwands, eine effizientere Verwaltung und eine bessere 

Rechtsetzung sowie im Wege von Investitionen, Innovation, Energieeffizienz, FuE und 

Digitalisierung ein zuträgliches Unternehmensumfeld zu fördern, sodass – insbesondere 

von Kleinstunternehmen, Start-ups und KMU und im elektronischen Handel – 

Arbeitsplätze geschaffen werden; 

10. begrüßt die Entschlossenheit der Kommission, die fehlende steuerpolitische 

Koordinierung in der EU und insbesondere die Schwierigkeiten anzugehen, denen sich 

KMU aufgrund der Komplexität der unterschiedlichen nationalen 

Mehrwertsteuerbestimmungen gegenübersehen; fordert die Kommission auf, die 

Durchführbarkeit einer verstärkten Koordinierung zu prüfen und insbesondere der Frage 

nachzugehen, ob im digitalen Binnenmarkt ein vereinfachter Mehrwertsteueransatz 

möglich ist; 

11. verurteilt die nach wie vor bestehenden oder neu geschaffenen Hindernisse für einen 

reibungslos funktionierenden und integrierten Binnenmarkt; weist insbesondere darauf 

hin, dass zahlreiche Mitgliedstaaten die Dienstleistungsrichtlinie nur teilweise umsetzen 

und anwenden, und fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die von den 

Mitgliedstaaten eingegangenen Verpflichtungen im Bereich des EU-Rechts wirksamer 

umgesetzt werden; erinnert an die Zusage der Kommission, gegebenenfalls auf 

Vertragsverletzungsverfahren zurückzugreifen, damit die Rechtsvorschriften über den 

Binnenmarkt für Waren, Dienstleistungen und im digitalen Umfeld vollständig umgesetzt 

werden; 
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12. weist im Rahmen der nach wie vor bestehenden Hindernisse insbesondere auf die 

Probleme hin, die verhindern, dass Menschen mit Behinderungen in den 

uneingeschränkten Genuss der Vorteile des Binnenmarkts kommen; hofft, dass die von 

der Kommission herausgegebene Behindertenstrategie zügig umgesetzt und in erster Linie 

wirksam auf konkrete Maßnahmen zur Förderung der Inklusion und des Zugangs 

ausgerichtet werden kann; 

13. weist darauf hin, dass dem System der Anerkennung beruflicher Qualifikationen die 

Grundsätze des gegenseitigen Vertrauens in die Rechtssysteme und der gegenseitigen 

Prüfung der Qualität der Qualifikationen zugrunde liegen; stellt fest, dass noch mehr für 

die bessere Umsetzung der gegenseitigen Anerkennung beruflicher Qualifikationen getan 

werden muss; betont, dass ordnungsgemäße Durchsetzung und bessere Rechtsetzung 

angesichts der Fragmentierung des Binnenmarkts, die die Wirtschaftstätigkeit und die 

Auswahl der Verbraucher einschränkt, entscheidende Bedeutung haben und sich auf alle 

Wirtschaftszweige erstrecken und auf gegenwärtige wie auch künftige Rechtsvorschriften 

angewandt werden sollten; begrüßt, dass die geregelten Abschlüsse und Berufe erfasst und 

aufgelistet werden, da hierdurch eine interaktive, öffentlich zugängliche Datenbank 

geschaffen werden wird, die den Mitgliedstaaten bei ihren nationalen Aktionsplänen von 

Nutzen sein kann; 

14. bedauert, dass die länderspezifischen Empfehlungen nach wie vor auf Unzulänglichkeiten 

im öffentlichen Beschaffungswesen wie zum Beispiel einen Mangel an Wettbewerb und 

Transparenz hinweisen und dass 21 Mitgliedstaaten die entsprechenden 

Rechtsvorschriften noch nicht vollständig umgesetzt haben, wodurch es zu 

Marktverzerrungen kommt; fordert die Kommission auf, durch die Einleitung der 

erforderlichen Vertragsverletzungsverfahren zügig dafür Sorge zu tragen, dass die 

Mitgliedstaaten ihren rechtlichen Verpflichtungen nachkommen; fordert die Kommission 

auf, systematisch, wirksam und transparent darauf zu achten, dass Verwaltungsverfahren 

keinen übermäßigen Aufwand für die Wirtschaft verursachen oder KMU davon abhalten, 

an Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge teilzunehmen; 

15. unterstützt die Mitgliedstaaten in ihren Bemühungen um die Modernisierung öffentlicher 

Verwaltungsdienstleistungen insbesondere im Wege des E-Government und fordert, dass 

die öffentlichen Verwaltungen zum Wohle aller Unternehmen und Bürger besser 

grenzübergreifend zusammenarbeiten und die Verwaltungsverfahren vereinfachen und 

besser aufeinander abstimmen; fordert außerdem die Kommission auf, sich immer dann, 

wenn die Digitalisierung der öffentlichen Dienstleistungen aus dem EU-Haushalt 

finanziert wird, um eine wirksamere Kontrolle der angemessenen Verwendung der Mittel 

zu bemühen; 

16. stellt fest, dass mehrere länderspezifische Empfehlungen auf Kompetenzen und 

Arbeitsmärkte abheben; betont, dass es ohne die richtigen Kompetenzen und Investitionen 

in eine gute Erstausbildung und lebensbegleitende Weiterbildung keine Produktivität und 

Wettbewerbsfähigkeit und kein Wirtschaftswachstum geben kann; fordert die 

Kommission und die Mitgliedstaaten auf, unbedingt Programme für digitales und 

lebensbegleitendes Lernen zu verfolgen, umzusetzen und zu vertiefen; hält es außerdem 

für geboten, dass sowohl Studierende als auch Auszubildende die Möglichkeit erhalten 

und dazu ermutigt werden, während ihrer Ausbildung eine Lehre, ein Praktikum oder 

einen Studienaufenthalt im Ausland zu absolvieren; 
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17. begrüßt, dass in den Länderberichten inzwischen mehr Gewicht auf die Arbeitsmärkte 

gelegt wird und dabei schwerwiegende strukturelle Probleme wie etwa 

Langzeitarbeitslosigkeit oder auch die mangelhafte Umsetzung aktiver 

arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen angesprochen werden; betont, dass für viele der 

beanstandeten Probleme keine gezielten Empfehlungen ausgesprochen wurden. 
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